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Koͤniglichen Preußiſchen Staaten 


— No. 15. 


(No. 1368.) Publikations- Patent „ die Deklaration der Artikel IX. und XVIII. der allge⸗ 
meinen Bundes-Kartel⸗Konvention vom 10ten Februar 1834. betreffend. 
Vom 15ten Juni 1832. - ER 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
„V;. Preußen de. IC, I 

verordnen hierdurch, daß die von der deutſchen Bundes⸗Verſammlung in ihrer 
17ten diesjaͤhrigen Sitzung durch einſtimmigen Beſchluß angenommene Deklaration 


der Artikel IX. und XVIII. der allgemeinen Bundes - Kartel= Konvention vom 
10ten Februar 1831., welche wörtlich alſo lautet: 


1) Nach den Beſtimmungen des Artikels 9. der Kartel-Konvention vom 10ten 
Februar 1831, koͤnnen Gensd'armen, Polizeidiener, Militair⸗ oder Sicher⸗ 
heits⸗Wachen, und überhaupt alle obrigkeitliche Perſonen und Diener, 
ſofern in ihrer Dienſt⸗Obliegenheit die Wachſamkeit auf alle verdaͤchtigen 
Individuen liegt, keine Prämie anſprechen, wenn ſie Deſerteure oder von 

dieſen mitgenommene Pferde einliefern. ö 

2) Allen vor Abſchluß der allgemeinen Kartel⸗Konvention deſertirten oder aus⸗ 
getretenen, in den Artikeln 1., 2., 3. und 12. bezeichneten, Individuen, ſie 
mögen zu den Truppen oder in die Lande eines Bundesgliedes uͤbergetreten, 
oder daſelbſt der ihnen obliegenden militairiſchen Dienſtverbindlichkeit ausge⸗ 
wichen ſeyn, kommt die im 18ten Artikel zugeſicherte Amneſtie zu. 

3) Die am 10ten Februar d. J. abgelaufene einjaͤhrige Friſt, binnen welcher 
ſich diejenigen, denen die Amneſtie zugeſtanden wird, in Gemaͤßheit des 
Artikels 18. der Kartel⸗Konvention zu erflären haben, iſt durch den in der 
11ten diesjaͤhrigen Sitzung gefaßten Beſchluß, vom Sten April l. J. an 
gerechnet, auf weitere 6 Monate — ſonach bis zum öten Oktober 1832.— 
verlaͤngert worden. In Abſicht auf Deſerteure, die fich in den uͤberſeeſchen 
Beſitzungen einer europaͤiſchen Macht befinden, welche zugleich Bundes⸗ 
Regierung iſt, wird die angemeſſene Verlängerung des Amneſtie⸗Termins 
dem billigen Ermeſſen der Regierungen überlaffen. 

Jahrgang 1832. — (No. 1368.) Ce 4) Den 


(Ausgegeben zu Berlin den 23ſten Juli 1832.) 


ei Prem 34, 
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nachdem Wir derſelben Allerhöchft Unſere Zuſtimmung ertheilt, in Unſeren Staaten 
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Den in die Militairdienſte eines andern Bundesgliedes uͤbergetretenen Indi⸗ 


viduen ſteht frei, in denſelben zur Ausdienung ihrer eingegangenen Kapitu⸗ 


lation zu verbleiben, oder aus denſelben zu treten, in welchem letztern Falle 


ihnen die Entlaſſung nicht verweigert werden darf. f 


4 


Die Regierungen werden den Militairbehoͤrden auftragen, ihre Unterge⸗ 


benen mit dem Artikel 18. der Kartel-Konvention und deſſen Erweiterung 
bekannt zu machen, und diejenigen Perſonen, welche die Wohlthat der 
Amneſtie anſprechen wollen, haben, binnen der noch bis zum Sten Okto⸗ 
ber 1832. verlängerten Friſt, ihrer vorgeſetzten Militairbehoͤrde ihre Erklaͤ⸗ 
rung zu Protokoll abzugeben, widrigenfalls ihnen vor Ablauf der freiwillig 
uͤbernommenen Dienſtzeit die Entlaſſung verfagt werden kann. Von dieſer 
frei zu Protokoll abgegebenen Erklaͤrung iſt die Mittheilung an die Heimaths⸗ 
Behoͤrde zu machen. N f 

Bei den Individuen, die in das Gebiet einer nicht zum Bunde gehoͤrigen 
Macht deſertirt find, und ſich von da in Bundesgebiet begeben haben, von 


welchem fie zuruͤckkehren wollen, wird es der Beurtheilung der betreffenden 


Regierung überlaffen, in wiefern ſie nach den hierbei obwaltenden Verhaͤlt⸗ 
niſſen die Wohlthat der Amneſtie nach Artikel 18. auf dieſelben anwendbar 
erachtet. 5 a 5 ru 

Die in dem Artikel 18. zugeficherte Amneſtie, deren Friſt durch Bundes⸗ 
Beſchluß vom ten April d. J. bis zum Sten Oktober 1832. verlängert 
worden iſt, ſteht den betreffenden Individuen auch in dem Falle zu, wenn 
fie in folche Staaten der Bundesglieder entwichen find, mit welchen ſchon 
fruͤher beſondere Kartele beſtanden haben. . : 

Gegenwaͤrtiger Beſchluß ſoll öffentlich bekannt gemacht, auch in den Bundes⸗ 
Staaten in die Amtsblaͤtter und Geſetzſammlungen aufgenommen werden. 


Kraft und Gultigkeit haben und in allen ihren Beſtimmungen pünktlich zur Aus⸗ 
fuͤhrung gebracht werden ſoll. . 


Gegeben Berlin, den 15ten Juni 1832. Nader B. 


Friedrich Wilhelm. 


Frh. v. Brenn. Aneillon. Für den Kriegsminiſter: v. Schöler. 
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Go. 1369.) Allerhöchste Kabinetsorder vom 19ten Juni 1832., betreffend die Anwend— 


barkeit der Beſtimmungen des Allgemeinen Landrechts, uͤber die privilegirte 
Form der Teſtamente bei anſteckenden Krankheiten, in der Provinz Neu- 


U. Vorpommern. 
m die Zweifel zu befeitigen, welche fich bei den Gerichten in der Provinz 
Neu⸗ „Vorpommern uͤber die Auslegung der dort noch geltenden gemeinrechtlichen 
Vorſchriften, in Bezug auf den Umfang des Privilegiums der zur Zeit an⸗ 
ſteckender Krankheiten gemachten Teſtamente, gebildet haben, ſetze Ich, auf Ihren 
f SE vom 22ften Mai d. J., hierdurch feft: 
daß mit Aufhebung der Beſtimmungen des gemeinen Rechts, die Vor⸗ 
ſchriften des Allgemeinen Landrechts Theil 1. Titel 12. HH. 177. 183. 
bis 187, incl., 194. 198. bis und mit 202., imgleichen H. 241. unter 
den Modifikationen, die Ich in Meiner Order vom 12ten Juli v. J. fuͤr 
die aͤußere Form der bei anſteckenden Krankheiten privilegirten Teſtamente 
vorgeſchrieben habe, in der Provinz Neu⸗Vorpommern zur Anwendung 
zu bringen ſind, ohne daß hierdurch an den Feſtſetzungen des gemeinen 
Rechts uͤber den Inhalt letzter Willensverfuͤgungen etwas abgeaͤndert 
werden ſoll. N 
Sie haben die gegenwaͤrtige Verordnung durch die Geſetzſammlung bekannt 
zu machen, und derſelben die darin allegirten zen des e Land⸗ 
rechts in Abdruck beifuͤgen Ju laſſen. 
a den 19ten Juni 1832. 


= Friedrich Wilhelm. 
An bie Staats“ 225 Sete v. Kamps 5 0 uh 3 


Rd aAbfher i ft t 
der in der Allerhöchften Kabinetsorder angezogenen Beſtimmungen 
des Allgemeinen Landrechts Th. 1. Tit. 12. 


§. 177. Die waͤhrend der Kriegsunruhen von Militairyerfonen errichteten letzt⸗ 
willigen Verordnungen find von den vorgeſchriebenen Foͤrmlichkeiten frei. 
$. 183, Zur Guͤltigkeit eines ſchriftlich aufgeſetzten Teſtaments iſt es hinreichend, 
wenn es, von dem Teſtator eigenhaͤndig geſchrieben und unterſchrieben, 
in ſeinem Feldnachlaſſe vorgefunden worden. 

§. 184. Auf die aͤußere Form, in welcher ein ſolcher Aufſatz abgefaßt worden, 
kommt dabei gar nichts an, ſondern es iſt genug, wenn nur daraus der 
Wille des Teſtators, wie es nach ſeinem Tode mit feinem Vermögen 

gehalten werden ſoll, Ben zu entnehmen iſt. 
(No. 1369.) §. 185. 
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Das Privilegium, militairiſch zu teſtiren, wird auch auf Perſonen des 
Civilſtandes ausgedehnt, in ſofern ſie, wegen anſteckender Krankheiten 
oder Kriegsgefahr, ſich des richterlichen Amts zu bedienen verhindert 


auch nicht deputirte Gerichtsperſon, imgleichen der Prediger oder Ka vlan, 
oder der Arzt des Orts, wo der Teſtator ſich befindet, oder auch ein 
Juſtiz⸗Kommiſſarius oder Notarius vertreten. 

Dergleichen Teſtamente gelten auf Ein Jahr nach wieder aufgehobener 
Sperre, oder nach wiederhergeſtelltem ordentlichen Gange der gericht⸗ 


lliUchen Geſchaͤfte. f 
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241. 


; 2858 PR 
Außer dem Falle, wo wegen ausgebrochener anſteckender Krankheiten der 
Staat eine Sperre des Orts oder der Gegend veranlaßt hat, kann der 
Umſtand, daß der Teſtator ſelbſt mit einer ſolchen Krankheit befallen 
el die Verabſaͤumung der geſetzlichen Foͤrmlichkeiten nicht ent⸗ 
uldigen. ei I 
Andere (F. 240. als militairiſche) privilegirte Teſtamente, imgleichen 
außergerichtliche Dispositionen, müflen von dem, in deſſen Haͤnden ſie 
ſind, ſogleich nach dem Ableben des Teſtators, den ordentlichen Gerichten 
deſſelben zur Publikation eingeliefert werden. Br 


Maar 


